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Ist um Schadens-
begrenzung
bemüht:
Bundesanwalt
Michael Lauber.
(21. November 2018)

DasSystemLauberwankt
WegenderWirrenumdieFifa-Fälle äussert diePolitik scharfeKritik anderBundesanwaltschaft.
Ausgerechnet jetzt stellt diese zwei umstritteneVerfahrenein.VonLukasHäuptli undAndreasSchmid

Die beiden Entscheide des Bundes-
strafgerichts treffen Michael Lauber
im Mark. «Die vom Bundesanwalt
gewählte Vorgehensweise lässt sich

mit dem Gebot, alle Verfahrensbeteiligten
gleich und gerecht zu behandeln, nicht ver-
einbaren», steht in einem der Entscheide, die
das Gericht am letzten Dienstag veröffent-
lichte. Die gleiche und gerechte Behandlung
vonBeschuldigten undGeschädigten – das ist
der Kern des aufgeklärten Strafrechts. Dieser
ist nicht nur in der Schweizer Strafprozess-
ordnung festgeschrieben, sondern auch in der
Bundesverfassung und in der Europäischen
Menschenrechtskonvention.

Die fundamentale Kritik des Gerichts trifft
den Bundesanwalt ausgerechnet in zwei sei-
ner prestigeträchtigsten und öffentlichkeits-
wirksamsten Strafverfahren, den Fifa-Fällen
(sieheKasten). Deshalb bleibtMichael Lauber
vorläufig nichts anderes, als den Schaden zu
begrenzen. «Der überwiegende Teil der hängi-
gen Fifa-Verfahren wird plangemäss weiter-
geführt», teilte er in einemCommuniquémit.

«Zweifel an der Integrität»
Dennoch zeigt sich: Nach den Entscheiden
des Bundesstrafgerichts wächst die Kritik an
Lauber in National- und Ständerat. Das Parla-
ment entscheidet im Herbst, ob sie den
54-Jährigen im Amt bestätigt – oder abwählt.
Amweitesten geht Nationalrat Carlo Somma-
ruga (sp.): «Michael Lauber ist nicht mehr
tragbar. Inzwischen höre ich aus allen Par-
teien kritische Stimmen.» Im Parlament wür-
den bereits Namen für dieNachfolge genannt.
Auch Nationalrat Sebastian Frehner (svp.)
sagt: «Die Gerichtsentscheide nähren die
Zweifel an der Integrität des Bundesanwalts.
Darumwerde ich ihn nichtmehr wählen.»

Frehner ist Mitglied der Gerichtskommis-
sion, die dem Parlament am 28. August eine
Wahlempfehlung unterbreiten will. Bereits
jetzt aber sagt Kommissionspräsident und
Nationalrat Jean-Paul Gschwind (cvp.): «Die
Entscheide des Bundesstrafgerichts sind ernst
zu nehmen. Für Michael Lauber wird die Si-
tuation komplizierter.» Nationalrätin Ursula
Schneider Schüttel (sp.) sieht «mehr undmehr
Fragezeichen», ob der Bundesanwalt für eine
weitere Amtszeit gewählt werden solle. Und
Nationalrat LorenzHess (bdp.) sagt: «Die Ent-
scheide alleinwären keinGrund, denBundes-
anwalt infrage zu stellen. Das Problem ist,
dass sie zu den bereits bestehenden Proble-
men vonMichael Lauber dazu kommen.»

Das Bundesstrafgericht hatte diese Woche
entschieden, dass BundesanwaltMichael Lau-

ber und zwei seiner Kadermitarbeiter in den
Strafverfahren gegen den Ex-Fifa-General-
sekretär Jérôme Valcke und den früheren
Finanzchef Markus Kattner befangen seien
und in den Ausstand treten müssten. Grund
dafür sind die zwei, allenfalls gar drei Geheim-
treffen zwischen Lauber und Fifa-Präsident
Gianni Infantino sowie andere informelle
Kontakte zwischen der Bundesanwaltschaft
und dem Fussballverband. «Die Entscheide
des Gerichts sind für den Bundesanwalt dra-
matisch», sagt Monika Roth, Anwältin und
Rechtsprofessorin an derHochschule Luzern.
«Sie zeigen, dass er das kleine Einmaleins der
Verfahrensführung missachtet hat.» Das sei
bei einemBundesanwalt, der die Regeln strikt
einhalten sollte, speziell stossend.

Aus diesem Grund gerät Michael Lauber
womöglich zusätzlich in Bedrängnis. Mindes-
tens fünfweitere Beschuldigte der Fifa-Verfah-
renhabennämlich ebenfalls Ausstandsbegeh-
ren gegen den Bundesanwalt und dessen ver-
antwortliche Staatsanwälte eingereicht. Der
Verteidiger eines der Beschuldigten sagt, nach
denEntscheidendesBundesstrafgerichts habe
er am Freitag in einer Eingabe verlangt, dass
die Bundesanwaltschaft sämtliche Unter-
suchungsschritte gegen seinen Klienten wie-
derholenmüsse.

Die Beschuldigten – unter ihnen Franz
Beckenbauer – waren Mitglieder des Komi-
tees, das die Fussballweltmeisterschaft 2006
inDeutschland organisiert hatte. Die Bundes-
anwaltschaft ermittelt gegen sie wegen Be-
trugs, Geldwäscherei und weiterer Delikte.
Sollte das Bundesstrafgericht die Ausstands-
begehren auch in diesen Fällen gutheissen,
droht die Verjährung der Verfahren. Diese tritt
im Verlauf des nächsten Jahrs ein.

Weitere Geheimtreffen
Mehr noch: Lauber traf sich auch in anderen
grossen Fällen mit Verfahrensbeteiligten,
ohne dass die Treffen in den Akten auftau-
chen. Das ist namentlich in den Korruptions-
und Geldwäscherei-Verfahren rund um den
brasilianischen Ölkonzern Petrobras der Fall.
Deshalb drohen auch hier Ausstandsbegeh-
ren, Wiederholungen von Untersuchungs-
schritten und Verjährungen.

So erfuhr ein Schweizer Beschuldigter im
Petrobras-Fall nebenbei von den Ausland-
reisen und Treffen der Bundesanwaltschaft.
Sein Verteidiger Rolf Schuler stiess darauf,
weil die Bundesanwaltschaft demBeschuldig-
ten Kosten für Flüge, Hotelübernachtungen
und Verpflegung auferlegen wollte. Mit einer
Eingabe verlangt der Verteidiger, dass alle

Notizen von Gesprächen mit Dritten und
ausländischenBehörden denAkten beigefügt
werden. Gebe es diese Aufzeichnungen nicht,
gerate die Bundesanwaltschaft wie in den
Fifa-Verfahren unter Druck. «Dannwürde ich
weitere Schritte prüfen», sagt Schuler.

Ähnlich tönt es bei Timo Fenner, der einen
anderen Petrobras-Beschuldigten verteidigt.
Ihm stellte die Bundesanwaltschaft ge-
schwärzte Listen mit Kostenauflagen zu,
verweigerte aber die Akteneinsicht zu den
Verfahrenskosten. Die Vermutung liege nahe,
so Fenner, dass hier Verfahrensschritte ge-
heim gehalten werden sollten. «Damit aber
wäre meinem Mandanten das rechtliche
Gehör verweigert worden.»

Zurück zu denFifa-Verfahren gegen Jérôme
Valcke undMarkus Kattner, in denenMichael
Lauber und zwei seiner Kadermitarbeiter jetzt
in den Ausstand treten müssen. Pikant ist,
dass die Bundesanwaltschaft ausgerechnet
diese beiden Verfahren einstellen will. Lau-
bers Stellvertreter Jacques Rayroud hat dem
verantwortlichen Staatsanwalt Markus Nyf-
fenegger nämlich am 10. April 2019 die Wei-
sung erteilt, entsprechende Einstellungsver-
fügungen zu erlassen. Die Bundesanwalt-
schaft wollte am Freitag keine Angaben dazu
machen, warumdas geschah.

«Michael
Lauber ist nicht
mehr tragbar.
Inzwischen
höre ich aus
allenParteien
kritische
Stimmen», sagt
SP-Nationalrat
Carlo
Sommaruga.

SeitMärz 2015 führt die Bun-
desanwaltschaft Ermittlungen
gegen Funktionäre desWelt-
fussballverbands Fifa. Dieser
hatte Anzeige erstattet, weil
Ungereimtheiten bei Vergaben
von Fussball-Weltmeisterschaf-
ten ans Tageslicht gekommen
waren. Der Verfahrenskomplex
weitete sich zusehends aus und
wuchs auf rund 25 verschiedene
Fälle an. Die Bundesanwalt-
schaft bildete eine Task-Force,
die sich der Fifa-Untersuchun-
gen annahm.

BundesanwaltMichael
Lauber hatte sich im Zusam-
menhangmit den Verfahren
wegen Bestechung, Geld-
wäscherei und ungetreuer
Geschäftsbesorgung gegen den

Fifa-Verfahren

Ehemalige Funktionäre imVisier

ehemaligen Fifa-Generalsekre-
tär JérômeValcke, den früheren
FinanzchefMarkus Kattner
sowieweitere Beschuldigte
mehrmalsmitWeltfussball-Prä-
sident Gianni Infantino getrof-
fen, ohne diese Gespräche zu
protokollieren. Die Fifa tritt im
Verfahren als Geschädigte auf.

Nun befand das Bundesstraf-
gericht in Bellinzona, Lauber
habemit den Geheimtreffen
Verfahrensregeln verletzt und
auf die Untersuchung Einfluss
genommen. Deshalbmüsse er
in den Ausstand treten. Dieser
Entscheid könnte auch die
Ermittlungen gegenMitglieder
des Organisationskomitees der
Fussball-WM 2006 in Deutsch-
land beeinflussen. (asc./luh.)

Die Aufsichtsbehörde über die
Bundesanwaltschaft (AB-BA)
hat nächsteWoche an ihrer
Jahresretraite einiges zu
besprechen. Das Gremium trifft
sich imHotel «Teufelhof» in
Basel. Dabei werde die AB-BA
auch die derzeitige Situation
und die Entwicklungen rund um
BundesanwaltMichael Lauber
diskutieren, sagt Patrick Gät-
telin, der juristische Sekre-
tär der Aufsichtsbehörde.

Weiter dürfte die im
Mai beschlossene Diszi-
plinaruntersuchung
gegen Lauber zu reden
geben. Nach bald zwei

Aufsichtsbehörde

Weichenstellung im «Teufelhof»

Monaten Suche ist die externe
Fachperson, die das Verfahren
führen soll, noch immer nicht
bestimmt. Auch deshalb, weil
Lauber eine Frist gewährt
werdenmuss, um allfällige Aus-
standsgründe gegen die Person
geltend zumachen. Die AB-BA
wolle in den nächsten zwei
Wochen bekanntgeben, wer die
Untersuchung durchführe,

sagt Gättelin.
Die Aufsichtsbehörde

ist laut Insidern zerstrit-
ten. Ein Lager stehewei-
terhin hinter Lauber, das

andere umPräsident
Hanspeter Uster

zweifle den
Bundesanwalt
an. (asc./luh.)
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Hanspeter Uster


